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d) innerhalb von Schutzstreifen unbefugt foto­
grafiert, filmt, Vermessungs- und topografische 
Arbeiten ausführt oder Skizzen anfertigt,

e) im Grenzgebiet genehmigungspflichtige Arbeiten 
sowie Bauarbeiten ohne Genehmigung ausführt,

f) die Bestimmungen über den Aufenthalt in den 
Gewässern der Deutschen Demokratischen Repu­
blik und über die Küstenfischerei verletzt sowie 
den Meldungen über das Aus- und Einlaufen 
nicht nachkommt,

g) der Registrierpflicht für Tauchgeräte und Wasser­
fahrzeuge nicht nachkommt, die Bestimmungen 
für die Benutzung von Segel- und Sportbooten 
und deren Stationierung auf den festgelegten 
Liegeplätzen nicht einhält,

h) Verbote für Jagden, Sportschießen und Tauchen 
sowie für die Lagerung und Aufbewahrung von 
Jagd- und Sportwaffen, Munition. Sprengmitteln 
und giftigen Pflanzenschutz- und Schädlings­
bekämpfungsmitteln nicht einhält.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) Auf Geldstrafe bis zu 150 DM kann erkannt 
werden,

a) in minderschweren Fällen, insbesondere wenn 
eine nach Abs. 1 beschriebene Handlung fahr­
lässig begangen wurde,

b) wenn die Bestimmungen über die Anmelde- und 
Genehmigungspflicht für Veranstaltungen im 
Grenzgebiet verletzt werden.

§ 7

(1) Mit einer Ordnungsstrafe von 10 bis 500 DM 
kann bestraft werden, wer

a) in der Grenzzone des Küstengebietes an Ferien­
gäste ohne Genehmigung der zuständigen Organe 
Zimmer oder Schlafstellen überläßt,

b) im Grenzgebiet ohne Genehmigung bzw. außer­
halb der festgelegten Zeltplätze zeltet oder gegen 
die für den Zeltplatz festgelegte Ordnung ver­
stößt oder im Schutzstreifen in Kraftfahrzeugen 
oder Wohnwagen übernachtet,

c) im Grenzgebiet ungenehmigte Bauvorhaben aus­
führt,

d) Fischerei-, Angel- und Badeverbote nicht einhält.

(2) Zuständig für die Durchführung des Ordnungs- 
Strafverfahrens ist der für das jeweilige Fachgebiet 
zuständige Stellvertreter des Vorsitzenden des Rates 
des Kreises, in dessen Bereich die Ordnungswidrig­
keit begangen wurde.

(3) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten gemäß 
Abs. 1 Buchstaben а bis d sind die von den Räten 
der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden bevollmäch­
tigten Mitarbeiter befugt, gebührenpflichtige Ver­
warnungen in Höhe von 1 bis 10 DM zu erteilen.

(4) Der Erlaß des Ordnungsstrafbescheides und die 
Durchführung des Ofdnungsstrafverfahrens sowie die 
Erteilung von gebührenpflichtigen Verwarnungen rich­
ten sich nach der Verordnung vom 5. November 1963 
zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten — Ord- 
Bungsstrafverordnung — (GBl. II S. 773).

§ 8
Anordnungen zur Durchführung dieser Verordnung 

erlassen die zuständigen Minister.

§ 9
(1) Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 

Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

a) die Verordnung vom 26. Mai 1952 über Maß­
nahmen an der Demarkationslinie zwischen der 
Deutschen Demokratischen Republik und den 
westlichen Besatzungszonen Deutschlands (GBl. 
S. 405),

b) die Verordnung vom 9. Juni 1952 über weitere 
Maßnahmen zum Schutz der Deutschen Demo­
kratischen Republik (GBl. S. 451),

c) die Verordnung vom 3. Mai 1956 zur Erleichte­
rung und Regelung von Maßnahmen an der 
Grenze zwischen der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Deutschen Bundesrepublik 
(GBl. I S. 385),

d) die Verordnung vom 21. Juni 1962 über die 
Sicherung und den Schutz des Küstengebietes der 
Deutschen Demokratischen Republik (GBl. II 
S. 409),

e) die Verordnung vom 21. Juni 1963 über Maß­
nahmen zum Schutze der Staatsgrenze zwischen 
der Deutschen Demokratischen Republik und 
Westberlin (GBl. II S. 381),

f) die Anordnung vom 10. Dezember 1'954 über die 
Ausübung des Fischens und Angelns in den 
deutsch-polnischen Grenzgewässern (GBl. I 1955 
S. 19),

g) die Anordnung vom 10. Juli 1962 über Maß­
nahmen zur Sicherung und zum Schutze des 
Küstengebietes der Deutschen Demokratischen 
Republik (GBl. II S. 410),

h) die Anordnung vom 21. Juni 1963 über die Ein­
richtung eines Grenzgebietes an der Staatsgrenze 
der Deutschen Demokratischen Republik zu 
Westberlin (GBl. II S. 382),

i) die Anordnung vom 21. Juni 1963 über die Ord­
nung im Grenzgebiet an der Staatsgrenze zwi­
schen der Deutschen Demokratischen Republik 
und Westberlin (GBl. II S. 382),

k) die Ordnung vom 21. September 1961 zur Ge­
währleistung der Sicherheit an der Westgrenze 
der Deutschen Demokratischen Republik (Be­
kanntmachung).

Berlin, den 19. März 1964

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik
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für Nationale Verteidigung 
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D i c k e l  
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